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Binnenmarkt 
Zu den zentralen Grundlagen des in Aussicht ge-
nommenen Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) 
gehört die Einführung eines großen Binnenmarktes 
für 380 Millionen Verbraucher, der insbesondere 
den acquis communautaire im Bereich der Grundfrei-
heiten des Waren- (Art. 8-27), Personen- (Art. 
28-35), Dienstleistungs- (Art. 36-39) und Kapital-
verkehrs (Art. 40-45) umfaßt. Der größte Wirt-
schaftsraum der Welt mit 30 Prozent der Weltwirt-
schaftsleistung und einem Welthandelsanteil von 43 
Prozent wird auch der europäischen Nahrungsmittel-
industrie neue Märkte einschließen. Zwar wurde in 
den EWR-Verhandlungen keine volle Liberalisierung 
des Handels mit Lebensmitteln erzielt, doch konnten 
substantielle Handelsbarrieren im Verhältnis der EG 
zu den EFT A-Mitgliedstaaten abgebaut we.rden .. Da-
mit werden sich der ErnährungsindustrIe belder 
Wirtschaftseinheiten neue Marktchancen zum bei-
derseitigen Nutzen anbieten; für den Verbraucher 
wird der EWR mehr Produktvielfalt und gesteigerte 
Oualität mit sich bringen. 
Schlüssel für den Erfolg des Zusammenwachsens 
der Volkswirtschaften der EG und der EFT A ist die 
fristgemäße Verwirklichung des weitgespannten 
Binnenmarktprogramms bis zum 31. Dezember 
1992, gemäß dem Auftrag des durch Art. 13 der 
Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) eingefügten 
Art. 8 a EWGV. Zu diesem Zeitpunkt, der mit dem 
Inkrafttreten des EWR zusammenfallen soll, ist der 
Binnenmarkt zu vollenden, das heißt ein wRaum ohne 
Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Ware~, 
Personen, Dienstleistungen und Kapitar gewährlei-
stet ist (Art. 8 all EWGV). Seine Konturen ergeben 
sich aus dem Maßnahmenkatalog des der EEA zeit-
lich verlaufenden Weißbuchs der EG-Kommission 
von 1985 [1]. dessen 282 Vorschläge heute zu 
mehr als 80 Prozent vom Rat verabschiedet und zu 
etwa 70 Prozent auch bereits in nationales Recht 
umgesetzt sind. 
Das Lebensmittelrecht nimmt in diesem Zusammen-
hang wegen der Breite der Produktpalette eine zen-
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trale Stellung ein. Die unterschiedlichen lebensmit-
telrechtlichen Anforderungen in den einzelnen Mit-
gliedstaaten, die mitunter das Ergebnis jahrhunder-
tealter, regional gebundenen Traditionen sind, ha-
ben bedeutende Auswirkungen auf den grenzüber-
schreitenden Warenfluß. Die Harmonisierung des 
Lebensmittelrechts ist daher ein vorrangiges Ziel 
des Binnenmarktprogramms. In einer das Weißbuch 
flankierenden besonderen Mitteilung zum .gemein-
schaftlichen Lebensmittelrecht" vom Dezember 
1985 [2] postuliert die Kommission zudem vor dem 
Hintergrund der Cassis-de-Dijon-Rechtsprechung 
des EuGH den Grundsatz, daß Erzeugnisse, die in ei-
nem EG-Mitgliedstaat rechtmäßigerweise herge-
stellten und in den freien Verkehr gebracht wurden, 
auch in allen anderen EG-Mitgliedstaaten ungehin-
dert vermarktbar sein müssen. Dieses Postulat be-
ruht auf der Annahme, daß die gesetzgeberischen 
Ziele der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des 
Schutzes der Gesundheit, der Sicherheit und der 
Umwelt im wesentlichen einander gleichwertig sind 
und daß deshalb die lebensmittelrechtliche Harmoni-
sierung sich auf die Kernanford~rungen der Ver-
kehrsfähigkeit beschränken soll (Insbesondere .Zu-
satzstoffe, Rückstände, Bestrahlung und Kennzeich-
nung) wohingegen eine Harmonisierung der Pro-
duktz~sammensetzung (.Rezepturen") unterbleiben 
soll um die kulinarische Vielfalt in den Mitgliedstaa-
ten 'und Regionen zu erhalten (wDeregulierung") .. Die 
Produktvielfalt im Lebensmittel- und ~enuß~lttel­
handel dürfte daher in Zukunft eher weiter steigen, 
was im wohlverstandenen Interesse des .Euroko~­
sumenten" liegen dürfte, der Einheitspr?d.ukten ~,e 
Eurobrot, Eurowurst oder Eurobier seit Jeher elOe 
klare Absage erteilt hat. 
Rechtsprechung 
Diese Feststellungen geben Anlaß zu einer Bestand-
aufnahme der lebensmittelrechtlichen Rechtspre-
chung des EuGH. Vorab sei angemerkt, daß. das Le-
bensmitteJrecht der Europäischen Gemelns~haft 
kein eigenständiger gemeinschaftsrechthcher 
Rechtszweig, sondern Bestandteil des Systems des 
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freien Warenverkehrs ist. Produktions- und Ver-
marktungsregelungen für Lebensmittel wie Vor-
schriften über die Produktzusammensetzung und 
Kennzeichnung sind aus der Sicht des EG-Rechtlers 
nur ein spezifischer Aspekt der Warenverkehrsfrei-
heit, deren Kernstück das Verbot der mengenmäßi-
gen Beschränkungen und Maßnahmen gleicher Wir-
kung zwischen den Mitgliedstaaten ist (insbesonde-
re Art. 30, 34 und 36 EWGV, denen Art. 11-13 des 
EWR-Abkommens im wesentlichen wortgetreu 
nachgebildet sind). 
Das Lebensmittel- und Lebensmittelüberwachungs-
recht bewegt sich somit in einem permanenten 
Spannungsverhältnis zwischen den Imperativen der 
Warenverkehrsfähigkeit, ohne die ein Gemeinsamer 
Markt/Binnenmarkt nicht möglich wäre, und den be-
rechtigten SChutzbedürfnissen der Verbraucher, die 
vor Gesundheitsgefahren, Täuschung und Irrefüh-
rung zu bewahren sind. Dies läuft in der judiziellen 
Entscheidung des Einzelfalls auf ein Interessenab-
wägungsangebot hinaus, in dessen Mittelpunkt der 
als allgemeiner Rechtsgrundsatz des Gemein-
schaftsrechts geltende Topos der Verhältnismäßig-
keit steht. 
Ausgangspunkt der neue ren Rechtsprechung zum 
Lebensmittelrecht ist die .Cause celebre· Cassis de 
Dijon (1979), die das System des freien Warenver-
kehrs insofern revolutioniert hat, als sie auch Hemm-
nisse für den EG-Binnenhandel, die sich aus unter-
s~hiedslos für eingeführte und einheimische Erzeug-
nisse geltenden nationalen Produktions- und Ver-
marktungsregelungen ergeben, als Maßnahmen 
gleicher Wirkung qualifizierte. Solche diskriminie-
rungsfreien Handelshemmnisse sind mit Art. 30-36 
EW'!G unvereinbar, sofern sie notwendig sind, um 
~zwlOgenden ErfordernisenM gerecht zu werden, so 
Insbesondere den Erfordernissen einer wirksamen 
steuerlichen Kontrolle, des Schutzes der öffentli-
chen Gesundheit, der Lauterkeit des Handeisver-
kehrs und des Verbraucherschutzes [3]. 
Das auf da.s Vorabentscheidungsersuchen eines 
deutschen FlOanzgerichts hin eingeleitete Verfahren 
betraf bekanntlich die deutsche Regelung, wonach 
Fruchtsaftliköre einen Mindestalkoholgehalt von 25 
Prozent haben mußten, um in der Bundesrepublik 
Deutschland verkehrsfähig zu sein; auf Grund dieser 
Reg~I~~g war der in Frankreich hergestellte FruCht-
sa~"kor .Cassis de Dijon", dessen Weingeistgehalt 
zWischen 15 und 20 Prozent liegt, vom deutschen 
Markt ausgeschlossen. 
Mit ~e~ U~eil hat der EuGH einen bedeutenden 
Schritt In Richtung auf die innergemeinschaftliche 
Warenv~rkehrsfähigkeit getan, indem er auch ein-
zelstaatllche Maßnahmen, die nicht nach dem Pro-
du~tursprung. differenzieren, im Ergebnis aber 
gleichwohl ~Infuhrerzeugnisse vom Inlandsmarkt 
fernhalten, die yereinbarkeit mit dem Verbot der 
Maßna~men gleicher Wirkung wie mengen mäßige 
Beschrankungen grundsätzlich abgesprochen hat. 
~us ökonomischer Sicht bedeutet .Cassis de DijonM 
eine Ab~endung von def!l ~isher strikt angewand-
ten Bestlmmungsstaatspnnzlp und eine partielle Hin-
wendung zum Ursprungsstaatsprinzip. 
Für die Rechtsangleichungspolitik der Kommission 
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hatte diese .Landmark decisionu von 1979 weitrei-
chende Auswirkungen. Der Ansatz, wonach vorbe-
haltlich zwingender Schutzerfordernisse des Einfuhr-
staats jedes in einem Mitgliedstaat rechtmäßiger-
weise hergestellte und in den Verkehr gebraChte Er-
zeugnis im gesamten Gemeinschaftsgebiet frei ver-
marktet werden darf, ließ den inneren Grund zahlrei-
cher Harmonisierungsvorhaben entfallen. Die Funk-
tion der Rechtsangleichung hat sich damit gewan-
delt; nur im Schutzbereich der sogenannten 
.zwingenden Erfodernisse u ist sie noch Vorausset-
zung für den Marktzugang; im übrigen dient sie der 
Sicherung homogener Mindeststandards und damit 
der Produktqualität. 
Auch die mit der .Cassis-de-DijonM-Rechtsprechung 
ermöglichte sogenannte umgekehrte Diskriminie-
rung kann nur durch Rechtsangleichung ausge-
schlossen werden. Die SchlechtersteIlung der ein-
heimischen Produktion resultiert daraus, daß das 
Liberalisierungsangebot der Art. 30 ff. EWGV nur 
Einfuhrerzeugnissen zugute kommt, wohingegen die 
Inlandserzeugnisse weiterhin den strengeren Vor-
schriften des Heimatstaats unterworfen bleiben. 
Nach allgemeiner Ansicht fällt sie weder unter das in 
Art. 7 EWGV normierte Verbot der Diskriminierung 
aus Gründen der Staatsangehörigkeit (da sie nicht 
nach der Staatsangehörigkeit der Produzenten un-
terscheidet) noch unter den als allgemeinen Rechts-
grundsatz des Gemeinschaftsrechts geltenden 
Gleichheitssatz (da dieser nur für im Anwendungs-
bereich des EWG-Vertrags liegende Sachverhalte 
gilt [4]). Sie entspringt letztlich dem gegenständlich 
begrenzten Kompetenzumfang der Gemeinschaft, 
deren Normsätze - vorbehaltlich einer Harmonisie-
rung - lediglich Sachverhalte mit grenzüberschrei-
tendem Bezug umfassen, wohingegen rein inner-
staatliche Sachverhalte in der Regelungshoheit der 
Mitgliedstaaten verbleiben [5]. 
Inhalt und Grenzen des Konzepts .Cassis de Dijon" 
sind mittlerweile durch ein reichhaltiges Einzelfall-
recht ausgefüllt und abgesteckt worden. Lebensmit-
telrechtliche Sachverhalte haben dabei maßgeblich 
die Rechtsentwicklung geprägt, wobei die einschlä-
gige Judikatur sich hauptSäChlich mit zwei Problem-
kreisen zu befassen hatte: 
a) den Schutz der Verbraucher vor Täschung und Ir-
reführung (.Lauterkeit des Handelsverkehrs und 
Verbraucherschutz") ; 
b) den Schutz der Öffentlichkeit vor Gesundheits-
schäden (.GesundheitsschutzM). 
Zu a) Ein umfangreiches Fallrecht hat sich zu den 
Erfordernissen der Lauterkeit des Handelsverkehrs 
und des Verbraucherschutzes im Sinne der Recht-
spr~chung .Cassis de DijonM herausgebildet. Ein ge-
f~stlgter Grundsatz dieser Rechtsprechung ist, daß 
~Ie Transparenz der Angebote an die Verbraucher 
Im. allgemeinen durch eine entsprechende K~nn­
zeichnungspflicht (z. B. Etikettierung) gewährleistet 
werden kann und daß insoweit ein Verkehrsverbot 
u~verhältnismäßig wäre. Bereits in dem Urteil "Cas-
SIS de Dijon M selbst wurden die Weichen gestellt; 
e~ne angemessene Unterrichtung der Käufer lasse 
sich ohne Schwierigkeiten dadurch erreichen, daß 
man die Angabe von Herkunft und Alkoholgehalt auf 
der Verpackung des Erzeugnisses vorschreibe [6]. 
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In ständiger Rechtsprechung ist anerkannt, daß 
Kennzeichnungsregelungen für bestimmte Erzeug-
nisse dem Verbraucherschutz dienen können, da sie 
dem Käufer ermöglichen, die Art des Erzeugnisses 
zu erkennen und es von anderen, verwechslungsfä-
hi~en. Produkten zu unterscheiden. Die Notwendig-
keIt eines solchen Schutzes besteht allerdigs nur in-
soweit, als die Angaben auf dem ursprünglichen Eti-
kett nicht bereits einen gleichwertigen Informations-
gehalt für den Verbraucher des Einfuhrstaates haben 
[7]. Dabei ist auf die Verkehrsgeltung abzustellen. 
Keinesfalls darf der einheimische Verbraucher gehin-
dert werden, ein nach anderer Tradition hergestell-
tes Erzeugnis (z. B. Bier, Teigwaren) eines anderen 
Mitgliedstaates kennenzulernen, wenn die Etikettie-
rung deutlich die Herkunft aus einem anderen Gebiet 
der Gemeinschaft anzeigt [8]. Eine entgegenstehen-
de Regelung oder Praxis wäre geeignet, die gegebe-
nen Verbrauchergewohnheiten zu zementieren und 
der inländischen Industrie dadurch einen erworbe-
nen Vorteil zu bewahren [9]. Diese liefe auf eine Kri-
stallisierung des Status quo hinaus, die dem Ziel der 
Durchdringung der nationalen Märkte widerspräche 
und die Fortentwicklung der Verbrauchergewohn-
heiten im Zuge der Verwirklichung des Gemeinsa-
men Marktes (Binnenmarktes) verhinderte. 
Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit steht auch 
einer nationalen Vorschrift entgegen, die für ein be-
stimmtes Erzeugnis (z. B. Margarine) eine bestimmte 
Art der Verpackung (z. B. Würfelform) vorschreibt 
und jede andere Verpackungsart ausschließt; denn 
der Schutz der Verbraucher kann ebenso wirksam 
durch weniger einschneidende Maßnahmen, wie 
zum Beispiel Etikettierungsvorschriften, gewährlei-
stet werden, die den freien Warenverkehr weniger 
behindern [10]. 
Ebensowenig kann ein nationales Verbot, Fleisch-
erzeugnisse aus anderen Mitgliedstaatem einzufüh-
ren und in den Verkehr zu bringen, die bestimmte 
fleischfremde Stoffe enthalten, mit dem Argument 
gerechtfertigt werden, es habe sich bei den inländi-
schen Verbrauchern auf Grund langjähriger Ernäh-
rungsgewohnheiten eine festumrissene Erwartungs-
haltung im Hinblick auf solche Erzeugnisse gebildet; 
denn auch insoweit kann der Verwechslungsgefahr 
durch eine angemessene Aufklärung der Verbrau-
cher in Form einer Kennzeichnungsverpflichtung hin-
sichtlich Art der verkauften Erzeugnisse begegnet 
werden [11]. 
Entsprechendes gilt für ein nationales Verbot der 
Einfuhr und des Verkaufs mit Milcherzeugnissen ver-
wechselbarer Milchersatzerzeugnisse. Dem von den 
beklagten Mitgliedstaaten eingewandten Argument, 
das Verbot von Milchersatzerzeugnissen fördere 
den Absatz der Milchprodukte und wirke damit auf 
einem durch strukturelle Überschüsse gekennzeich-
neten Markt im Sinne einer Stabilisierung von Ange-
bot und Nachfrage, hielt der EuGH entgegen, daß die 
Gemeinsame Marktorganisation für Milch und Milch-
erzeugnisse selbst abschließende Regelungen ent-
halte, die einseitige Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
ausschlössen [12]. 
Ursprungsbezeichnungen und Herkunftsangaben 
[13] dürfen nur unter der Voraussetzung inländi-
schen Erzeugnissen vorbehalten bleiben, daß diese 
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aus einem bestimmten geographischen Gebiet 
stammen und tatsächlich Eigenschaften und We-
sensmerkmale aufweisen, die sie ihrem geographi-
schen Ursprung verdanken [14]. Ihr Schutz ist zu-
dem ~it dem Gebot der .allseitigen Achtung lauterer 
PraktIken und herkömmlicher Ubungen in den ver-
schiedenen Mitgliedstaaten" in Einklang zu bringen. 
Das bedeutet im Ergebnis, daß z. B. Südtiroler Rot-
wein, der traditionell in bocksbeutelähnlichen Fla-
schen abgefüllt wird, ungeachtet der Gefahr einer 
Verwechslung mit mainfränkischen und mitteIbadi-
schen Bocksbeutelflaschen (die mittelbare geogra-
phische Herkunftsangaben darstellen), in dieser Auf-
machung in der Bundesrepublik Deutschland ver-
marktbar sein muß [15]. 
Probleme wirft auch der Schutz von Gattungsbe-
zeichnungen im Gemeinsamen Markt auf, da gleich 
oder ähnlich lautende Begriffe in den einzelnen Mit-
gliedstaaten durchaus Unterschiedliches bezeichnen 
können. Insoweit vertritt der EuGH den Standpunkt, 
daß die Vermarktung eines Produkts (insbesondere 
Lebensmittel) unter dem Gattungsbegriff (z. B. 
Edam). unter dem es im Herstellungsstaat verkehrs-
fähig ist, nicht untersagt werden darf, wenn das Ein-
fuhrerzeugnis sich in seiner Zusammensetzung nur 
unwesentlich von dem im Einfuhrstaat unter der 
betreffenden Bezeichnung verkehrsfähigen Produkt 
unterscheidet. Etwas anders gilt nur, wenn das Ein-
fuhrerzeugnis sich von dem einheimischen Produkt 
so weit entfernt, daß es nicht mehr der gleichen Wa-
rengattung zugerechnet werden kann [16]. Gat-
tungsbegriffe dürfen daher nicht einer einheimischen 
Erzeugnisart - zum Nachteil der in anderen Mitglied-
staaten hergestellten Erzeugnisse - vorbehalten 
werden. 
Aus dem Gesagten folgt, daß z. 8. die Bezeichnung 
.Bier" und die dem deutschen Wort entsprechenden 
Bezeichnungen in den anderen Mitgliedstaaten nicht 
ausschließlich Getränken vorbehalten werden dür-
fen, die nach dem deutschen Reinheitsgebot herge-
stellt wurden. Vielmehr sind sie als Gattungsbe-
zeichnungen für jedes durch Gärung auf der Grundla-
ge von Gerstenmalz gewonnenes Getränk zuzulas-
sen, gleich, ob Gerstenmalz ausschließlich oder zu-
sammen mit Reis, Mais oder anderen Grundstoffen 
verwendet wird. Davon unberührt bleibt die Ver-
pflichtung zu einer angemessenen Kenntlichma-
chung. So steht es dem nationalen Gesetzgeber frei, 
die Angabe der bei der Bierbereitung verwendeten 
Grundstoffe auf den Flaschen, Fässern oder Siphons 
vorzuschreiben, um die Transparenz der Handelsge-
schäfte und der Angebote an die Verbraucher zu ge-
währleisten; allerdings darf eine solche Kennzeich-
nungsregelung keine negativen Einschätzungen für 
.unreines" Bier zur Folge haben [17]. 
Ähnliche Grundsätze wurden hinsichtlich der italieni-
schen Bezeichnungen .Aceto· (die lediglich für 
Weinessig, nicht auch für Obstessig zugelassen war 
[18]) und .pasta" (die Teigwaren aus Hartweizen 
vorbehalten war [19]) entwickelt. Das in Italien be-
stehende Verbot der Verwendung von Weichwei-
zen zur Herstellung von .Pasta" widersprach somit 
den Grundsätzen des Warenfreiverkehrs, da es die 
Wahl des italienischen Verbrauchers unzulässig ein-
engte. 
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Zu b) Der .Schutz der Gesundheit und des Lebens 
von Menschen, Tieren oder Pflanzen" im Sinne von 
Art. 36 EWGV und der Rechtsprechung .Cassis de 
Dijon" bildet den Gegenstand einer komplexen und 
nuancierten Rechtsprechung des EuGH. Dieser hat 
stets an der Justiziabilität des Konzepts des Ge-
sundheitsschutzes festgehalten, jedoch dessen Re-
lativität unterstrichen; denn ebenso wie der Begriff 
der öffentlichen Sittlichkeit und Ordnung können die 
Anforderungen des Gesundheitsschutzes von Land 
zu Land und im zeitlichen Wandel verschieden sein. 
Der EuGHG geht davon aus, daß, solange keine Har-
monisierung auf Gemeinschaftsebene erfolgt ist, die 
Mitgliedstaaten über einen weitreichenden Beurtei-
lungs- und Handlungspielraum verfügen, um in eige-
ner Verantwortung das für erforderlich gehaltene 
Gesundheitsniveau zu bestimmen, daß sie dabei je-
doch an den beherrschenden Verhältnismäßigkeits-
grundsatz gebunden sind. 
Ein besonders sensibler Bereich sind die Zusatzstof-
fe in Lebensmitteln. Im Zuge einer prophylaktischen 
Gesundheitspolitik kann grundsätzlich ein Verbot 
ausgesprochen werden, jedoch ist dieses auf das 
Maß des Erforderlichen zu begrenzen. Das Urteil 
Eyssen [20] betraf die Zusetzung von Nisin zu Käse, 
das Urteil Sandoz [21] Vitaminzusätze zu Müslirie-
geln, Powerpacks und Analeptika. Vitamine sind 
zwar an sich nicht gesundheitsschädlich, können je-
?och bei übermäßigem Verzehr mit der gesamten, in 
Ihrer Zusammensetzung unvorhersehbaren und un-
kontrollierbaren Nahrungsaufnahme langfristig ge-
wisse Gesundheitsrisiken hervorrufen. Die Entschei-
dungen ~otte [22] und Muller-Kampfmeyer [23] be-
zogen sich auf Farbstoffe in Fischkonserven bzw. 
Emulgatoren in Backwaren. Die sogenannten .Bier-
Urteile· [24] hatten das in der Bundesrepublik 
Deutschland bzw. in der Republik Griechenland be-
stehende Verbot der Verwendung sämtlicher Zu-
satzstoffe im Bier zum Gegenstand. Die Entschei-
d.ungsgründe der genannten Rechtssachen gleichen 
sich weitgehend; sie können wie folgt zusammenge-
faßt werden: 
im gegenwärtigen Stand der wissenschaftlichen 
Forschung bestehen Unsicherheiten über die 
Ges~ndheitsverträglichkeit von Zusatzstoffen 
und Insbesondere die Schwellen für ihre Aufnah-
me; 
in Ermangelung einer Regelung auf Gemein-
schafts.~bene entscheiden die Mitgliedstaaten 
selb~t uber den Umfang des Gesundheitsschut-
zes Ihrer Bevölkerung, wobei sie deren Ernäh-
r~ngsge"':'.ohn~eit~n und die klimatischen Verhält-
nisse beruckSlchtlgen können; 
ein Ver~ehrsverbot für Lebensmittel mit Zusatz-
stoffen Ist nur zulässig, wenn es mit einem Ge-
nehmlgu.ngsvorbehalt versehen ist und wenn die 
Ge~ehmlg~ng durch einen Rechtsakt von allge-
m~lner Wirkung für bestimmte Zusatzstoffe er-
teilt werde~ ~ann. Dabei ist ein leicht zugängli-
c~es und zugiges '(erfahren vorzusehen; gegen 
die Nlc~tzulassung Ist gerichtlicher Rechtsschutz 
zu gewahren; 
die Vermarktung ist zu gestatten, wenn von dem 
betreffe~den Lebensmittel keine Gefahr für die 
menschliche Gesundheit ausgeht und wenn au-
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ßerdem ein echtes Bedürfnis, insbesondere tech-
nologischer Natur, für die Beigabe der Zusatzstof-
fe besteht. Das ist eine sehr weite Auslegung des 
Kriteriums des GesundheitsSChutzes, mit der der 
EuGH sich an das im Lebensmittelrecht internatio-
nal anerkannte Minimierungsprinzip hält. Dement-
sprechend ist sowohl bei der Prüfung des Ge-
sundheitsrisikos (Unbedenklichkeitsprüfung) als 
auch bei der Bedürfnisprüfung der Stand der inter-
nationalen wissenschaftlichen Forschung, insbe-
sondere die Arbeiten des wissenschaftlichen Le-
bensmittelausschusses der Gemeinschaft und 
der Codex-Alimentarius-Kommission der FAD 
und der WHO, zu berücksichtigen; den Ernäh-
rungsgewohnheiten im Einfuhrmitgliedstaat kann 
Rechnung getragen werden; 
die Beweislast für die gemeinschaftsrechtliche 
Zu lässigkeit eines Vermarktungsverbots tragen 
die Mitgliedstaaten; jedoch kann von den interes-
sierten Wirtschaftsteilnehmern die Vorlage der 
für die Beurteilung des Sachverhalts nützlichen 
Unterlagen verlangt werden. 
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß nach dieser 
RechtspreChung eine prophylaktische Gesundheits-
politik gemeinschaftsrechtlich gedeckt ist. Die Grau-
zonen der wissenschaftlichen Erkenntnis sind 
Schutzzonen im Sinne des Art. 36 EWGV und der 
Rechtsprechung .Cassis de Dijon", sofern die han-
deisbeschränkenden Maßnahmen gewissen objekti-
ven Mindestanforderungen genügen. 
Diese Erwägungen gelten selbstverständlich nur für 
nichtharmonisierte bzw. teilharmonisierte Bereiche. 
in denen die Mitgliedstaaten noch über einen politi-
schen Ermessensspielraum verfügen. Der einseitige 
Rückgriff auf die Erfordernisse des Gesundheits-
schutzes ist dagegen ausgeschlossen, .wenn ge-
meinschaftsrechtliche Vorschriften die vollständige 
Harmonisierung aller zur Gewähr des Schutzes der 
Gesundheit notwendigen Maßnahmen vorsehen und 
gemeinschaftliche Verfahren zur Kontrolle ihrer Ein-
haltung regeln [25]. Denn in durchharmonisierten 
Bereichen wird der Gesundheitsschutz ausschließ-
lich und abschließend durch die Gemeinschaftsmaß-
nahme gewährleistet. so daß jedes konkurrierende 
Tätigwerden der Mitgliedstaaten dem .Effet utile· 
der Gemeinschaftsregelung widerspräche. 
Schlußbetrachtung 
Wie immer man die lebensmittelrechtliche Recht-
sprechung des EuGH beurteilen mag, fest steht, daß 
das Gemeinschaftsgericht bleibende Breschen in na-
tionale Reservate geschlagen hat. Die Durchsetzung 
der Einheit des Marktes ist gerade im Lebensmitt~l­
sektor ein tragendes Anliegen seiner Judikatur. Sie 
stößt sich an den schutzwürdigen Verbraucherinter-
essen, die mittlerweile in der binnenmarktbezoge-
nen Rechtsangleichungsermächtigung des Art. 
100 a EWGV in dem Bekenntnis zu einem hohen 
Schutzniveau in den Bereichen Gesundheit, Sicher-
heit, Umweltschutz und Verbraucherschutz eine nor-
mative Anerkennung erfahren haben. Dem in Art. 
100 b EWGV verankerten Prinzip der Äquivalen~­
anerkennung sind damit durch das Gebot der Ouah-
tätssicherung immanente Grenzen gezogen. 
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Das Wirksamwerden des EG-Binnenmarktes, das 
erwartungsgemäß mit dem Inkrafttreten des über-
greifenden Europäischen Wirtschaftsraums zeitlich 
einhergehen sollte, wird den Konsumenten zusätzli-
che Marktangebote bescheren, den Unternehmen 
und Beschäftigten neue Wettbewerbschancen er-
öffnen. Es gilt, sie wachsam und vorausschauend zu 
nutzen, eingedenk der römisch-rechtlichen Maxime: 
.Iura vigilantibus, non dormientibus·. 
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